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Drucksache V/2060 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 5945/67 


Bonn, den 11. August 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rats zur Festlegung der Inter- 
veiitionsbedingungen für Ölsaaten in den letzten beiden 
Monaten des Wirtschaftsjahres und zur Festlegung der 
Grundsätze für den Absatz der von Interventionsstellen 
aufgekauften Saaten. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 27, Juli 1967 
dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck; Bonner Univorsitats-Budidruckerei, 53 Bonn 
Allt?in vertrieb : Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach R21, Goethestrabe 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Festlegung der Interventionsbedingungen für Ölsaaten in 
den letzten beiden Monaten des Wirtschaftsjahres und zur 
Festlegung der Grundsätze für den Absatz der von Inter- 
ventionsstellen aufgekauften Saaten 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rats vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette, 
insbesondere auf Artikel 26 Abs. 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Infolge der in Artikel 25 der Verordnung Nr. 136/ 
66/EWG vorgesehenen monatlichen Zuschläge lie- 
gen die Interventionspreise für Ölsaaten am Ende 
eines jeden Wirtschaftsjahres über denen zu Be- 
ginn des folgenden Wirtschaftsjahres. In bestimm- 
ten Gebieten der Gemeinschaft kann die Ernte vor 
Anfang des Wirtschaftsjahres beginnen. Es ist zu 
vermeiden, daß die Interventionsstellen Raps- und 
Rübsensamen sowie Sonnenblumenkerne der neuen 
Ernte zu den am Ende des alten Wirtschaftsjahres 
geltenden Preisen übernehmen. Zu diesem Zweck 
ist vorzusehen, daß die Interventionsstellen die 
Saaten am Ende eines jeden Wirtschaftsjahres zu 
dem zu Beginn dieses Wirtschaftsjahres geltenden 
Preis kaufen. 

Die Interventionstellen müssen die in ihrem Besitz 
befindlichen Ölsaaten ohne Diskriminierung zwi- 
schen den einzelnen Käufern der Gemeinschaft zu 
Preisen abgeben, welche die normale Preisentwick- 
lung auf den Märkten der Gemeinschaft nicht be- 
hindern können; die vorgenannten Ziele können 
durch Ausschreibungen erreicht werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom 1. bis 30. Juni eines jeden Jahres kaufen 
die Interventionsstellen Raps- und Rübsensamen zu 


dem zu Beginn des laufenden Wirtschaftsjahres gel- 
tenden Interventionspreis. 

2. Vom 1. August bis zum 30. September eines 
jeden Jahres kaufen die Interventionsstellen Sonnen- 
blumenkerne zu dem zu Beginn des laufenden Wirt- 
schaftsjahres geltenden Interventionspreis. 


Artikel 2 

1. Die Abgabe der Ölsaaten, die sich bei den Inter- 
ventionsstellen befinden, erfolgt durch Ausschrei- 
bung: 

a) für den Absatz auf dem Markt auf der Grund- 
lage von Preisen, durch die sich eine Verschlech- 
terung der Marktlage verhindern läßt, und zu 
Bedingungen, welche die Versorgungslage in der 
Gemeinschaft berücksichtigen; 

b) für die Ausfuhr auf der Grundlage von Preisen, 
die von Fall zu Fall je nach der Entwicklung und 
dem Bedarf des Marktes zu bestimmen sind. 

2. Die Ausschreibungsbedingungen müssen ge- 
währleisten, daß der Zugang allen Beteiligten unab- 
hängig von ihrem Niederlassungsort in der Ge- 
meinschaft zu den gleichen Bedingungen offensteht. 

3. Sollten die Angebote auf die Ausschreibung hin 
nicht den tatsächlichen Verkaufsmöglichkeiten auf 
dem Markt entsprechen, so wird die Ausschreibung 
aufgehoben. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Verordnung Nr. 136/66/EWG sieht in Artikel 
26 Abs. 2 vor, daß der Rat für Raps und Rübsensamen 
sowie für Sonnenblumenkerne die Vorschriften er- 
läßt, nach denen die Intervention in den letzten bei- 
den Monaten des Wirtschaftsjahres erfolgt, und die 
Grundsätze aufstellt, nach denen die Interventions- 
stellen die von ihnen gekaufte Saat absetzen. 

2. Infolge der monatlichen Zuschläge liegen die 
Interventionspreise am Ende eines jeden Wirt- 
schaftsjahres im allgemeinen über denen des folgen- 
den Wirtschaftsjahres. 

Da in bestimmten Gebieten der Gemeinschaft, ins- 
besondere bei günstigen Witterungsverhältnissen, 
die Ernte mehrere Wochen vor Anfang des Wirt- 
schaftsjahres beginnen kann, hätte dies möglicher- 
weise zur Folge, daß einige Erzeuger für die Saat 
der neuen Ernte den im vorigen Wirtschaftsjahr vor- 
gesehenen und um sämtliche monatliche Zuschläge 
erhöhten Interventionspreis erzielen. 

Um diese Möglichkeit auszuschalten, ist es zweck- 
mäßig, vorzusehen, daß der für das neue Wirtschafts- 
jahr geltende Interventionspreis von dem Zeitpunkt 
an angewendet wird, zu dem die ersten Angebote 
auf dem Markt möglich sind. 

3. In der Endphase des Gemeinsamen Marktes er- 
scheint es erforderlich, daß die Saaten, die Gegen- 
stand einer Intervention waren, zu Bedingungen ab- 
gegeben werden, durch die gewährleistet wird, daß 
der Zugang aller Beteiligten zu den gleichen Bedin- 
gungen offensteht. 

Außerdem muß je nach Marktlage und Marktbedarf 
ermöglicht werden, daß die Saaten für ihre Ver- 
arbeitung in der Gemeinschaft oder ihren Absatz auf 
dem Weltmarkt gekauft werden. Diese Ziele können 
am besten durch Ausschreibung erreicht werden. 
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